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333/J . An fra g e 

der Ab,. K a .ft 4 u t s C h, Dr. K rau S, Dr. R e i m a. n n und Genossen 
an den ~deakanller, ~ 

betreffend Zusage an die Zivilb1inden auf Gewä.hrung einer Blindenzulage • 

... -.- .... 
Am Dienstag, den 14. Juni 1955, haben die :Zivilblinden "'01" dem Parlament' 

demona~riert, weil ihre berechtigt~ F07der~ng auf Gewährung eines Blin~engeldes, 
wie es den Xrieg$bl~nden seit langem gewährt wird, nioht erfüllt wurde. Es war 
ein t~auriges Bild, die Hilflosesten unter den Gebrechliohen stundenlang vor dem 

I 

Parlament stehen und auf die Antwort warten zu sehen, die ihnen ihre Delegation 
von lhnen~8eh~ geehrter Her:!.' Bundeskanzler, und den· parlamentarisohen Frak­

tionen überbringen würde.· 

Mit grosser Befriedigung nahmen die ZiVil blinden Ihre Zusage auf, dem 
Ministerra.t in seiner Sitzung am 21.VI.1955 ein diesbezügliches Gesetz vorlegen 
zu wollen, damit das G~SGtz sicher nooh in der Frühjabrssession des Parlamentes 
beschlossen werd~n könne. 

In der genannten Minidprratssitzung haben Sie, sehr geehrter Herr Bunde&­
kanZler, das Problem laut Pre ssemel dun ge n tatsächlich zur Beratung gebraoht, \ 
wolrai der Beschluss gefa.sst wurde, in einer LandeShauptleutekonferenz, welche· . . 

in d~~ folgenden Woohe stattfinden sollte, zu klä.ren, wie trotz der legislativen 
ICompetenzschw1erigkeiten ein Weg gefunden werden könne, den Wünschen·der Zivil ... 
blinden r&schest zu entsp~echen. 

In der Presseaussendung über die stattgefundene Landeehauptleutekonferenz , 
fehlt nUn jeder Rinweis da.ra.uf, dass das Problem de:- Blindenzulage behandel t bzw~ 

eineEini~ng über die Durchführung mit den Ländern erzielt wurde.Die grosse 
Unruhe in den Reihen der .Ziv11blinden, die das E~de der Parlamentssession heran­
kommen sehen, 1st mehr als begreiflich, 

Die getertigtenAbgeordneten stellen daher an den Herrn Bundeskanzler dia 
Anfrage: 

l. Ist de~ Herr Bundeskaazler bereit, dem Parlament beltanntzugaben, ob die Frage 
der Blindem:ulag8 an die Zivilb11nden behandelt wurde und, wenn ja, welohe 
Ergebnisse disse Beratungen ergeben ha.ben? 
2. let der HeZ'rBundeskanzler bereit, falls einzelne Länder Schwierigkeiten 
machen SOllten, die Gewährung der' Blindenzulage nötigenfalls auch durch eine 
Ände~ng dergesetzliohen Zuständigkeit noch in der Frühjah1"ssession 1955 
durohzusetzen? 

-.-.-.-
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